Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/875 


Sachgebiet 221 


Der Bundesminister 
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An den Herrn 
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Betr.: Bericht über Internationale Organisationen auf dem 
Gebiet von Wissenschaft und Forschung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages 
— Drucksachen V/1635, V/3029 — 


Hiermit übersende ich den 

Bericht über Internationale Organisationen 
auf dem Gebiet von Wissenschaft und 
Forschung 

unter Bezugnahme auf den Beschluß des Deutschen Bundestages 
in seiner 183. Sitzung am 26. Juni 1968 (Drucksachen V/1635 
und V/3029). 


Für den Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

Von Dohnanyi 

Parlamentarischer Staatssekretär 
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Bericht über Internationale Organisationen auf 
dem Gebiet von Wissenschaft und Forschung ge- 
mäß Beschluß des Deutschen Bundestages in seiner 
183. Sitzung am 26. Juni 1968 (Drucksachen V/1635 
und V/3029) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 183. Sitzung am 26. Juni 
1968 beschlossen: 


„Die Bundesregierung wird ersucht, 

auf Grund der deutschen Unterrepräsentation bei den im 

Bericht der Bundesregierung — Drucksache V/1635 — ge- 
nannten Organisationen 

1. sich zu bemühen, bei der Besetzung von Positionen in 
übernationalen Organisationen in stärkerem Maße, 
mindestens jedoch im angemessenen Verhältnis zur 
finanziellen Beteiligung, die Beschäftigung von Deut- 
schen zu erreichen, 

2. in dem Nachtrag zum Bundesforschungsbericht II die 
Gründe für die deutsche Unterrepräsentation und die 
Überrepräsentation anderer Länder darzulegen und 
Vorschläge zu unterbreiten, 

a) wie der deutsche Einfluß auf die Stellenbesetzung 
verbessert und 

b) wie die Arbeit in internationalen Organisationen für 
deutsche Fachkräfte attraktiver gestaltet werden 
kann, 

3. dafür Sorge zu tragen, daß eine ausreichende Zahl 
qualifizierter deutscher Fachkräfte sich für die Arbeit 
in internationalen Organsationen zur Verfügung stellt, 

4. die Organisationen, die eine angemessene deutsche Be- 
teiligung nicht fördern, auf mögliche Konsequenzen bei 
der Beitragsleistung der Bundesrepublik Deutschland 
hinzuweisen, 

5. bis zum 1. Mai 1970 einen neuen Bericht vorzulegen." 


Der Schwerpunkt des Beschlusses und damit der Antwort der 
Bundesregierung liegt auf der Frage der angemessenen perso- 
nellen Repräsentanz der Bundesrepublik Deutschland in den in 
der Drucksache V/1635 aufgeführten internationalen Organisa- 
tionen. In der beigefügten Übersicht ist die Zahl der deutschen 
Staatsangehörigen im Höheren Dienst dieser Organisationen 
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auf den Gebieten der Forschung, der Technik und der Verwal- 
tung sowie das Verhältnis zur Gesamtzahl der Bediensteten in 
gleicher Funktion dargestellt. Die Übersicht führt ferner die von 
der Bundesregierung zur Verfügung gestellten finanziellen 
Mittel, die für das Jahr 1970 voraussichtlich zur Verfügung 
stehenden Mittel und das Verhältnis dieser Beiträge zum Ge- 
samthaushalt auf. 

Wie der Übersicht zu entnehmen ist, haben im Berichtszeitraum 
die Bemühungen der Bundesregierung dazu geführt, das Ver- 
hältnis des deutschen Personalanteils zum deutschen Beitrags- 
aufkommen bei verschiedenen internationalen Organisationen 
zu verbessern. Die zum Teil erheblichen Differenzen bei einigen 
Organisationen konnten beachtlich vermindert werden. 

Bei der lAEO wurde ein durchschnittlicher deutscher Anteil von 
6,44^0 der Gesamtzahl der Beschäftigten bei einem deutschen 
Beitragsaufkommen von 6,36Vo erreicht. 

Bei der ENEA konnte der Anteil des in Forschung und Technik 
tätigen deutschen Personals von 9,09Vo auf 18,18Vo gesteigert 
werden; er erreicht damit fast den deutschen Beitragsanteil von 
z. Z. 190/ü. 

Hinsichtlich des Anteils beim Verwaltungspersonal dieser Orga- 
nisation ist zu bemerken, daß der ENEA 18 Staaten als Mit- 
glieder sowie Japan, Kanada und die USA als assoziierte Staa- 
ten angehören. Bei nur 12 Verwaltungsposten entfällt damit 
nicht einmal auf jedes Mitgliedsland eine Stelle. Ähnlich liegen 
die Verhältnisse bei EUROCHEMIC, der gegenwärtig 13 Staa- 
ten als Mitglieder angehören. Schließlich darf nicht übersehen 
werden, daß bei internationalen Organisationen allgemein das 
Sitzland in der Verwaltung personell stärker vertreten ist, da 
die administrative Infrastruktur weitgehend mit Ortskräften 
besetzt wird. 

Den Bemühungen der Bundesregierung, bei EURATOM freie 
Planstellen mit von außen kommenden deutschen Bewerbern 
in verstärktem Umfang zu besetzen, steht die derzeitige Fas- 
sung von Artikel 29 des Statuts der Beamten und der Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäi- 
schen Gemeinschaften entgegen. Danach eröffnet die Anstel- 
lungsbehörde erst dann ein allgemeines Auswahlverfahren, 
nachdem interne Maßnahmen (Beförderung, Versetzung, inter- 
nes Auswahlverfahren, Auswahlverfahren innerhalb der Orga- 
ne und Übernahme) nicht zu einer Besetzung freier Planstellen 
geführt haben. Die Bundesregierung unterstützt daher einen 
französischen Änderungsvorschlag zu Artikel 29, wonach 
• — außer für die Besoldungsgruppen A 1 und A 2 (General- 
direktor und Direktor) sowie hoch spezialisierte Stellen — ein 
Drittel der freien Planstellen auf Grund eines allgemeinen Aus- 
wahlverfahrens, ein weiteres Drittel durch Beförderung von 
bei den Organen tätigen Beamten besetzt werden sollen, wäh- 
rend das letzte Drittel der Institution zur freien Verfügung ste- 
hen soll. 
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Bei ESRO und ELDO konnte der deutsche Personalanteil erheb- 
lich verbessert werden. Dieser wurde bei der ESRO in Forschung 
und Technik von 18,9lVo im Jahre 1967 auf 22,74% und in der 
Verwaltung von 11,90% auf 25,35% gesteigert. Er liegt damit 
im Durchschnit um ca. 1% unter dem deutschen Beitragsanteil 
für diese Organisation. Der ELDO-Personalanteil wurde in 
Forschung und Technik von 10,12% (1967) auf 20,75% sowie in 
der Verwaltung von 13,04% (1967) auf 26,79% verbessert. 

Bei der ESO handelt es sich nur um eine sehr kleine Organisa- 
tion, bei der sich jeder Personalwechsel in besonderem Maße 
bemerkbar macht. So hat sich für die Bundesrepublik Deutsch- 
land das kürzliche Ausscheiden des deutschen Generaldirektors 
(aus Altersgründen) ungünstig für die Berechnung des deut- 
schen Personalanteils dieser Organisation ausgewirkt. 

Der deutsche Personalanteil beim deutsch-französischen Ge- 
meinschaftsprojekt Höchstflußreaktor in Grenoble liegt pro- 
zentual über dem deutschen Beitragsanteil. 

Im Rahmen der Bemühungen der Bundesregierung, eine ver- 
stärkte Beschäftigung von Deutschen bei internationalen Orga- 
nisationen zu erreichen, ist auch die im Berichtszeitraum auf 
deutsches Betreiben erfolgte Einführung der deutschen Sprache 
als Amtssprache bei ELDO und als Arbeitssprache im CERN- 
Rat und seinen Ausschüssen zu sehen. 

Die Bundesregierung wird sich auch im eigenen Interesse wei- 
terhin nachhaltig bemühen, den im Bericht aufgeführten interna- 
tionalen Organisationen eine möglichst große Anzahl qualifi- 
zierter deutscher Kandidaten aus den Bereichen Forschung und 
Technik sowie der Verwaltung anzubieten, um die Zusammen- 
arbeit für beide Seiten so wirkungsvoll wie möglich zu gestal- 
ten. Bei diesen Bemühungen sind neben den sich aus der ange- 
spannten Lage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ergebenden 
Schwierigkeiten folgende generelle Probleme zu lösen, die 
häufig eine Entsendung von nicht im Beamtenverhältnis stehen- 
den Kräften erschwert oder vereitelt haben. 

1. Es sollte dafür gesorgt werden, daß auch den für eine Ent- 
sendung ausgewählten Kandidaten, die außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes als Angestellte tätig waren (und den bereits 
bei einer internationalen Organisation tätigen Bediensteten 
dieses Personenkreises) die Möglichkeit zur Rückkehr in 
ihren früheren Tätigkeitsbereich offensteht. Hinsichtlich 
weiterer Erleichterungen für die Entsendung von Ange- 
stellten des öffentlichen Dienstes wird auf die nachstehend 
unter b) gemachten Vorschläge verwiesen. Bei Bewerbern 
aus der Wirtschaft müßte in Verhandlungen mit den Arbeit- 
gebern — insbesondere mit Zuwendungsempfängern des 
Bundes — in verstärktem Maße vereinbart werden, daß 
diese ihren vorübergehend ausscheidenden Angestellten 
entsprechende Zusagen machen. Bisher konnten nur in Ein- 
zelfällen solche Regelungen vereinbart werden. 
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2. Für die zu internationalen Organisationen entsandten An- 
gestellten, die außerhalb des öffentlichen Dienstes tätig 
waren, sollte eine ausreichende Fortkommenssicherung an- 
gestrebt werden. Es müßte zumindest gewährleistet sein, 
daß sie durch die Entsendung keine Nachteile im beruflichen 
Fortkommen erleiden. 

3. Es sollte eine verstärkte Absicherung der bei internationalen 
Organisationen tätigen Bediensteten gegen Rechtsveriuste 
und Rechtsnachteile — z. B. auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung — sichergestellt werden. 

Eine Beseitigung dieser Flemmnisse würde einen Anreiz für die 
an einer Verwendung bei einer internationalen Organisation 
interessierten Kräfte darstellen, der zu einer Vergrößerung des 
Reservoirs an qualifizierten Bewerbern führen dürfte. Eine den 
deutschen Beitragsleistungen entsprechende personelle Reprä- 
sentanz bei internationalen Organisationen setzt aber die Mög- 
lichkeit voraus, jederzeit auf genügend qualifizierte Kräfte zu- 
rückgreifen und diese im Bedarfsfall den internationalen Orga- 
nisationen zur Besetzung vakanter Stellen vorschlagen zu kön- 
nen. Zur Erreichung dieses Zieles hält die Bundesregierung 
neben einer Lösung der Probleme unter 1 bis 3 folgende Maß- 
nahmen im Bereich des öffentlichen Dienstes für erforderlich 
und geeignet: 

Kurzfristige Maßnahmen 

a) Verstärkte Inanspruchnahme der durch § 15 Abs. 3 des Ent- 
wurfs des Haushaltsgesetzcs 1970 gegebenen Möglichkeit, 
Planstellen für Beanite auszubringen, deren Verwendung 
im Dienst einer öffentlichen zwischenstaatlichen oder über- 
staatlichen Einrichtung demnächst beabsichtigt ist bzvz. um 
Ersatz für Beamte zu gewinnen, die in Zukunft bei einer 
Einrichtung dieser Art verwendet werden sollen; 

b) Schaffung von Leerstellen für Angestellte bei Bundesres- 
sorts, nachgeordneten Behörden und bei den vom Bund ge- 
tragenen Einrichtungen insbesondere der Großforschung; 

c) Verstärkung der zu den Ländern bestehenden Kontakte mit 
dem Ziel, eine Vereinbarung über die Schaffung von Leer- 
stellen in den zu deren Zuständigkeit gehörenden Einrich- 
tungen — insbesondere den Flochschulen — zu erreichen. 
(Hierbei könnte die erweiterte Einführung des Department- 
Systems oder vergleichbarer Organisationsmodelle große 
Erleichterung bringen.) 

Langfristige Maßnahmen 

d) Einflußnahme auf die internationalen Organisationen, mehr 
in der Ausbildung stehende deutsche Beamte (Ableistung 
des Vorbereitungsdienstes) aufzunehmen, sowie verstärkte 
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Hinweise insbesondere bei den Hochschulen auf das Beste- 
hen dieser Ausbildungsmöglichkeiten. Gleichzeitig müßten 
in diesem Zusammenhang Mittel für die Zahlung von Aus- 
landszulagen bereitgestellt werden, soweit nicht primär für 
diesen Zweck entsprechende Mittel bei den Organisationen 
zur Verfügung stehen; 

e) Fortsetzung der Seminare zur Vorbereitung auf den inter- 
nationalen und europäischen Dienst; 

f) Intensivierung von Sprachförderungsmaßnahmen, insbeson- 
dere mit Hilfe des Bundessprachenamtes. 

Abschließend wird bemerkt, daß ein Nachtrag zum Bundesbe- 
richt Forschung II nicht erschienen ist. 
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Internationale Organisationen 


Anlage 


Organisation 


a) lAEO a) 

b) 

c) 

b) ENEA a) 

b) 

c) 

j 

c) EUROCHEMIC a) i 

b) 

c) 

I 

d) CERN a)! 

b) | 

c) i 


e) EURATOM a) 

b) 

c) 


f) ESRO a) 

b) 

c) 


g) ELDO a) 

b) 

c) 


h) ESO a)l 

b) 

i) Bundesrepublik 

Deutschland — 
Frankreich: 
Abkommen a) i 

vom 19. Januar ^ 
1967 über den 
deutsch-fran- b) 
zösischen 
Höchstfluß- 
reaktor in 
Grenoble c) 


Personal im höh. Dienst 
Stand Anfang 1970 
(der Stichtag ist jeweils 
angegeben) 

a) Deutsche 

b) Gesamt 

c) Verhältnis a : b 

Forschung Ver- 

u. Technik waltung 

Stand 1. März 1970 
12 9 

157 169 

7,64o/o 5,32% 


Stand 1. Januar 1970 | 
4 1 I 

22 12 i 

18,18% 8,33% ! 

Stand 1. Januar 1970 I 

10 — j 

65 6 

15,38% — 

Stand 1. März 1970 ^ 

237 1 1 

1372 122 

17,27% 9,02% 

Stand 1. März 1970 
223 6 

701 47 

31,81% 12,76% 

Stand 1. Januar 1970 1 
78 18 i 

343‘) ; 71*) 

22,74“/o I 25,35»/o 
Stand 1. Januar 1970 
22 15 

106 56 

20 , 750/0 ; 26,79_o/o 

Stand 1. Januar 1970 | 
4 2 : 

15 13 1 

26,67% 15,380/o j 

Stand 1. März 1970 


25 2 


42*)-) : 3 


59,52% 66,67% 


a) Die von der Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung ge- 


stellten finanziellen Mittel 

(DM) 

b) Gesamtbeitragsaufkommen 

(DM) 

c) Deutscher Beitragsanteil 


1968 

1969 

1970 (Entwurf) 

3 289 500 >) -) ■■*) 

49 366 300 ') •') 
6,67»/o 

3 214 800’) 2) 

51 550 000 ’) 
6,37Vo 

3 178 100’) = 
50 979 000 ’) 
6,36»/« 

1 170 300^) 

5 787 900 ■*) 
20,21«/o 

1 224 000 ’) 

6 292 100'*) 
19,45»/« 

1 074 600 '*) 

5 653 300 ■*) 
19,00»/« 

3 309 900 

12 007 200 

26,50“/o 

2 524 000 

9 193 000 

26,50»/« 

4 000 000 

15 098 100 
26,50«/« 

60 601 900 5) 

259 195 700 5) 
23,38»/o 

67 184 100 ») 

286 080 900 ’>) 
23,47»/« 

66 954 300 «) 
279 970 000 ») 
23,91»/« 

89 914 800 0) 

299 930 385 «) 
29,97“/o 

70 384 226 ») 

208 307 230 ») 
33,78»/« 

68 408 574») 
197 163 510») 
34,69»/» 

49 171 000’) 

196 500 000 

25,02Vo 

50 704 740 ’) 

196 059 724 

25,86»/« 

47 596 474 ’) 
193 451 734 
24,60»/« 

103 641 100 

402 887 300 

25,72»/o 

90 125 400 

379 600 000 
23,74»/« 

86 500 000 
293 700 000 
29,45»/« 

3 712 500 

11 144 000 

33,33»/« 

4 582 600 

13 965 000 
; 33,33»/« 

! 4 879 600 

1 14 640 000 

i 33,33»/« 

9 455 000 

16 600 000 

36 420 000 ») 

18 910 000 

ca. 33 200 000 ») 

ca. 72 840 000 ») 


50,000/o — 50,000/o - 50,000/o 


*) ohne Bedienstete aus Nichtmitgliedstaaten ^) 

*0 ohne Personal der Projektgruppe 

^) Verwaltungshaushalt zuzügl. General Fund 7 ^ 

^) nach Abzug von Kassenüberschüssen sj 

^) zuzüglich Beitragsnachzahlungen für 1966 

einschl. Datenzentrum Saclay und Programmothek ^) 
Ispra 


Mittel für Grund- und Ergänzungsprogramm sowie 
den 300 GeV Beschleuniger 
Forschungs- und Investitionshaushalt 
einschl. Zahlungen für TD-Satellitenprojekt 
Investitions- und Betriebskosten einschl. Ausgabe- 
rest 1969 

genauer Betrag läßt sich aus währungstechnischen 
Gründen nicht errechnen 
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